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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:   

 

1. Welche Tätigkeiten haben Einsatzkräfte im 

Alarmdienst auszuführen und welche müssen oft zusätz-

lich ausgeführt werden? 

 

Zu 1.: Alarmdienste werden angeordnet, wenn dies zur 

Bewältigung besonderer polizeilicher Einsatzanlässe 

erforderlich ist. Dazu zählen beispielsweise Versammlun-

gen und Veranstaltungen sowie spontan auftretende Ein-

satzlagen. Die im Rahmen des Alarmdienstes zu leisten-

den Tätigkeiten können dabei deckungsgleich mit den im 

regulären Dienst anfallenden Tätigkeiten sein, beispiels-

weise im Bereich der Einsatzhundertschaften. Zu beson-

deren Einsatzanlässen können jedoch auch zusätzliche 

Einheiten aufgestellt werden, so genannte Alarmhundert-

schaften. Hierfür werden Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter aus den Polizeiabschnitten sowie gegebenenfalls  aus 

den Referaten und Stäben der örtlichen Polizeidirektionen 

herangezogen. Die Art der Tätigkeit im Alarmdienst rich-

tet sich nach dem jeweiligen Einsatzanlass. 

 

 

2. Wie oft kommt es vor, dass Kräfte im Alarmdienst 

für andere oder allgemeine Tätigkeiten, wie etwa De-

monstrationsbegleitungen, abgerufen werden? 

 

Zu 2.: Belastbare statistische Angaben liegen hierzu 

nicht vor. Eine Erfassung der während des Alarmdienstes 

ausgeübten Tätigkeiten erfolgt nicht. 

 

 

3. Welche Gründe werden herangezogen, um diese 

Kräfte abzurufen? 

 

Zu 3.: Auf die Beantwortung der Frage 1 wird verwie-

sen. 

 

4. Wie oft werden für solche Ereignisse Dienstzeit-

verlagerungen angeordnet bzw. umgesetzt? 

 

Zu 4.: Belastbare statistische Angaben liegen hierzu 

nicht vor. 

 

 

5. Warum werden für solche Ereignisse nicht regel-

dienstleistende Kräfte eingesetzt? 

 

Zu 5.: Bei der Überschneidung mehrerer bedeutender 

Einsatzanlässe reichen die regulär im Dienst befindlichen 

Dienstkräfte nicht aus. Es müssen zusätzliche Kräfte 

alarmiert werden. Vorab wird geprüft, inwiefern Syner-

gien innerhalb der jeweiligen Einsatzplanung erzeugt 

werden können, die im Idealfall zu einer Reduzierung des 

Kräftebedarfs führen. 

 

 

6. Wie oft kommt es vor, dass einzelne Direktionen 

mehr als fünf Tage und sogar mehr als zehn Tage im 

Alarmdienst sind? 

 

Zu 6.: Ein Alarmdienst über einen derart langen Zeit-

raum ist rechtlich nicht zulässig. Er findet daher nicht 

statt. Insoweit wird auch auf die Antwort zu Frage 8 ver-

wiesen. 

 

 

7. Wie schätzt der Senat generell die Länge und Auf-

teilung der Dienstzeiten ein? 

 

Zu 7.: Die Länge und Aufteilung der Dienstzeiten der 

Polizei entsprechen den gesetzlichen Vorgaben. Die Poli-

zei ist dabei besonders bemüht, die neuesten arbeitsmedi-

zinischen Erkenntnisse und die Bedürfnisse der Dienst-

kräfte zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu be-

rücksichtigen. 

 

 

8. Gibt es bei der Berliner Polizei Vorgaben, ab wann 

und in welchem Umfang Regenerationszeiten für Einsatz-

kräfte erfolgen müssen bzw. sollten? 
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Zu 8.: Der Umfang der Ruhezeiten ergibt sich aus den 

rechtlichen Vorgaben, die von der Polizei eingehalten 

werden.  

 

 

9. Kann sich der Senat vorstellen, feste Standards in 

dieser Hinsicht einzuführen, um die Arbeitsfähigkeit der 

Berliner Polizei weiter zu gewährleisten? 

 

Zu 9.: Es wird auf die Beantwortung zu Frage 8 ver-

wiesen. Der Senat weiß um die besonderen Herausforde-

rungen und Belastungen, die der Polizeiberuf  insbesonde-

re in der Bundeshauptstadt mit sich bringt. Die rechtli-

chen Vorgaben sorgen für einen angemessenen Schutz der 

Dienstkräfte und gewährleisten die Arbeitsfähigkeit der 

Polizei.  

 

 

Berlin, den 17. September 2015 

 

 

In Vertretung 

 

Bernd Krömer 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

 

 

(Eingang beim Abgeordnetenhaus am 24. Sep. 2015) 


